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= United Nations General Assembly 

= United Nations lndustrial Development Organization (Constitution) 

= United Nations Institute for Training and Research 

= United Nations Organization 

= United Nations Treaty Series 

= United States of America 

= Unites States Agency for International 

= United States Treaties and Other International Agreements 

= Vereinte Nationen (Zeitschrift) 

= Verfassung und Recht in Übersee 

= Welthandelskonferenz 

= World Health Organization 

= World lntellectual Property Organization (Convention) 

= Wheat Trade Convention 
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Abkürzungsverzeichnis 

= Yearbook of World Affairs 

= Yearbook of the United Nations 
= Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 
= Zentrum für industrielle Entwicklung 
= Zeitschrift für Rechtspolitik 



Tei/1 

Vorbetrachtung: Interkultureller Grundwert "Solidarität" 
als Fundament einer naturrechtliehen Maxime ? 

Kapitell 

Solidarität als interkultureller Grundwert 

"Unsere Außenpolitik gründet sich auf die Solidarität mit allen Völkern, 
eine Solidarität, die im festen Glauben an die Würde und die unveräußerli-
chen Rechte aller Menschen wurzelt."1. Diese Positionsbestimmung des 
deutschen Außenministers steht für eine Vielzahl von Stellungnahmen der 
auf der internationalen Bühne verantwortlich Handelnden; der Begriff der 
Solidarität hat in der politischen Ethik mittlerweile einen festen Platz. Al-
lerdings trägt die Konjunktur des Begriffs Solidarität dazu bei, daß seine in-
haltlichen Strukturen immer diffuser werden, oft nur noch eine Worthülse 
mit geringer Aussagekraft übrig bleibt. Der Begriffskern von Solidarität, der 
in der römisch-rechtlichen Figur des "solidus" oder "in solidum obligari" liegt 
und damit die Haftung jedes einzelnen für das Ganze meint2, ist in den 
Hintergrund getreten. In der politischen Diskussion wird Solidarität oft nur 
noch als genereller Maßstab gesellschaftlicher Moral, als Synonym für hu-
manes, soziales und gerechtes Handeln gebraucht. 

Es würde den Rahmen dieser Arbeit sprengen, wollte man den Versuch 
unternehmen, die Wurzeln des Begriffs der Solidarität offenzulegen und im 
einzelnen die Existenz eines sittlichen Prinzips der Solidarität zu beweisen. 
Dies ist eine Aufgabe der Ethik. Dennoch setzt eine Operationalisierung des 

1 Ansprache des BM des Auswärtigen, Hans-Dietrich Genscher, vor dem Diplomatischen 
Korps am 12.1.1979 in Bonn, in: Auswärtiges Amt (Hrsg.): Dritte Welt - Dokumentation 
(2A., Bonnn 1981), S.25. 

2 Statt vieler: Rauscher, Staatslexikon, S.ll91 ff.; Sauer, S.ll4., weist darauf hin, daß Soli-
darität aus dem Altlateinischen kommt und ein Einstehen der einen für die zweite, andere 
Person (in solidum) bedeutet; letztlich kann "Solidarität" auch als Äußerungsform von 
"Wohlwollen", gr. eunoia, verstanden werden, das Aristoteles definiert als Einstellung gegen-
über den Mitmenschen, in der wir das Gute für den anderen um des Guten willen anstreben, 
nach Schöpf, Lexikon der Ethik, S.287; zum Begriff siehe auch Lochman, S.S ff., 7 ff. 
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Solidaritätsprinzips im entwicklungsvölkerrechtlichen Kontext zumindest 
einen geklärten Begriff von "Solidarität" voraus, gerade auch um Aufschluß 
über die potentielle Anwendbarkeit dieses Sozialprinzips auf globale Wir-
kungszusammenhänge zu erlangen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß jede normative Ethik, jede Aussage 
über sittlich gesolltes Verhalten mit Anspruch auf Allgemeingültigkeit, nicht 
autonom entwickelt, sondern etwa durch anthropologische und soziologi-
sche Annahmen beeinflußt ist. Auf der internationalen Ebene agieren heute 
Staaten mit politischen Ordnungssystemen, deren anthropologische Axiome, 
ethische Normen und historische Erfahrungstatbestände nicht mit denen der 
westlichen Welt zusammentreffen. Über 70% der Weltbevölkerung aus den 
Regionen Asiens, Afrikas und Lateinamerikas sind nicht nur mit ihren poli-
tischen Ansprüchen, sondern auch mit ihren geistig ideellen Vorstellungen 
ein eigenständiger Faktor in der internationalen Politik. 

Die Relevanz des Solidaritätsbegriffs für menschheitlich dimensionierte 
und damit kulturübergreifende Fragestellungen wird daher letztlich nur 
dann akzeptiert werden, wenn er den vorhandenen moralischen und ethi-
schen Pluralismus3 einbindet. Eine systematische Darstellung eines derart 
interkulturell differenzierten Solidaritätsbegriffes ist eine interessante und 
reizvolle Aufgabe, die aber im Rahmen dieser völkerrechtlich angelegten 
Untersuchung nicht geleistet werden kann. Es soll daher hier genügen, die 
Bedeutung von "Solidarität" in einigen, zentrale Kulturkreise prägenden 
Denktraditionen zu skizzieren, nämlich der christlichen Sozialethik, der 
islamischen Wirtschaftsethik, den ethischen Grundlagen des Hinduismus, 
der konfuzianischen Pflichtenethik, in schwarzafrikanischen Verhaltensmu-
stern sowie in der marxistischen Ethik. 

A. Christliche Sozialethik 

Die christliche Sozialethik wurzelt u.a. in der anthropologischen Über-
zeugung, die in der Imago-Dei-Lehre der biblischen Genesis formuliert 
wurde: Der Mensch wird als Ebenbild Gottes verstanden. Das Bewußtsein 
von der gemeinsamen Vaterschaft Gottes und von der Brüderlichkeit aller 
Menschen in Christus ist Ausdruck einer universellen Verbundenheit, in die 

3 Dazu Juras, Katholisches Soziallexikon, S.594 Cf. 
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der Einzelmensch gestellt ist und aus der heraus er sein Handeln bestimmen 
soll4. 

Insbesondere die katholische Soziallehre hat diese Vorgaben ontologisch 
differenziert, unter ethischen Gesichtspunkten weiterentwickelt und so ent-
scheidend zur Formulierung des Solidaritätsprinzips beigetragen. In ontolo-
gischer Hinsicht betrachtet sie den Menschen nicht in seiner Vereinzelung, 
sondern in seiner gesellschaftlichen Gebundenheit. Danach hat der Mensch 
eine naturgegebene wesenhafte Veranlagung zum Zusammenleben und -
wirken mit anderen. Die "Person"5 kann ihren in der Verwirklichung von 
Werten- des Guten- liegenden Daseinssinn nur in der Gebundenheit an die 
Gemeinschaft erfüllen. Dieser Hinordnung entspricht auf der Seite der Ge-
meinschaft deren Gebundenheit an die Person, die Rückbindung. Person 
und Gemeinschaft stehen also in wechselseitiger Zuordnung zueinander. 

Aus diesem Seinsprinzip der Sozialnatur des Menschen ergibt sich als 
ethisches Sollensprinzip die wechselseitige Verantwortung, also die Verant-
wortung des einzelnen für die Gemeinschaft, die wiederum ihre Tätigkeit 
ganz auf die Person und deren Wertverwirklichung ausrichten muß6. Aus 
der Gemeinverstrickung folgt hier die Gemeinhaftung: Die Hinordnung des 
einzelnen auf die Gemeinschaft bewirkt die sittliche Verpflichtung, das ei-
gene Wohl dem Gemeinwohl unterzuordnen, soweit dies der GerneiD-
schaftszweck erfordert. Das Gemeinwohl ist also nicht Selbstzweck; es ist 
vielmehr auf das Wohl der Glieder der Gemeinschaft ausgerichtet7• In der 
Gemeinschaft sind also alle und jeder einzelne für das Wohl und Wehe der 
Gemeinschaft verantwortlich; umgekehrt haftet die Gemeinschaft für jeden 
einzelnen8. Solidarität wird demnach nicht primär als Gesinnungsappell, 
sondern als Konsequenz aus der seinsmäßigen Bindung und Rückbindung 
des einzelnen und der sozialen Gruppen im gesellschaftlichen Leben ver-
standen. In diesem Sinn bezeichnet das Solidaritätsprinzip ein Baugesetz der 
menschlichen Gesellschaft9, das auf jeder Ebene sozialen Lebens gilt, also 

4 Siehe nur Johannes Paul Jl., Enzyklika "Sollicitudo Rei Socialis", 5.49., Ziff.40; dazu auch 
Weiler 5.32; sowie Lochman, S.S ff., 14 ff. 

5 Zum Begriff der Person siehe etwa Schöpf, Lexikon der Ethik, 5.188 f. 
6 Zum Ganzen Kondziela, Katholisches Soziallexikon, 5.2577 ff., 2578 ff. 
7 Johannes Paul/1., Enzyklika "Sollicitudo Rei Socialis", 5.47, Ziff. 38.; deutlich Rauscher, 

5taatslexikon, 5.1193; so auch von Ne/1-Breuning, zuletzt etwa in: Unsere Verantwortung, 5.52 
ff.; vgl. auch Weiler S. 78, 81. 

8 Von Neii-Breuning, Baugesetze der Gesellschaft, 5.16. 
9 Nach von Ne/1-Breuning, Baugesetze der Gesellschaft, 5.15 ff. 
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